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Beratungsgegenstand 

104. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Ochtrup rückwärtig Langenhorster 
Weg 
hier: Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. § 1 Abs. 8 
Baugesetzbuch (BauGB) und Beschluss zur Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 
1 BauGB sowie Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange ge-
mäß § 4 Abs. 1 BauGB 
 
    
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Planen und Bauen beschließt gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
i.V.m. § 1 Abs. 8 Baugesetzbuch (BauGB), die 104. Änderung des Flächennutzungsplanes rück-
wärtig Langenhorster Weg der Stadt Ochtrup aufzustellen und die frühzeitige Beteiligung der Öf-
fentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB durchzuführen. 
 
Wesentliches Ziel dieses Bauleitplanverfahrens ist die Ausweisung von Wohnbaufläche. 
 
Der Geltungsbereich ist im anliegenden Plan gekennzeichnet und umfasst das Flurstück 1849 so-
wie die Wegparzelle 121 tlw. und die Straße An den Wiesen tlw. 
 
Das angegebene Flurstück und die Verkehrsflächen liegen in der Flur 68 der Gemarkung Ochtrup. 
 
Der Flächennutzungsplan soll in der Weise geändert werden, dass anstelle der Landwirtschaftli-
chen Fläche Wohnbaufläche und Private Grünfläche ausgewiesen wird. 
 
Sachdarstellung: 
 
Der Ausschuss für Planen und Bauen hat in seiner Sitzung am 13.05.2019 einem entsprechenden 
Antrag auf Änderung des Flächennutzungsplanes zugestimmt. Nach Erarbeitung der erforderlichen 
Unterlagen kann nun der Aufstellungsbeschluss gefasst werden. Die Ausweisung der Wohnbauflä-
che liegt innerhalb des im Regionalplan Münsterland ausgewiesenen Allgemeinen Siedlungsbe-
reichs. 
 
Umweltrelevanz: 
 
Die umweltrelevanten Belange werden im Rahmen einer artenschutzrechtlichen Vorprüfung und 
eines Umweltberichtes geprüft. 
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Haushaltsrechtliche Beurteilung: 
 
Die Kosten des Bauleitplanverfahrens sind vom Antragsteller zu tragen. 
 
Generationengerechtigkeit: 
 
Die Ausweisung weiterer Wohnbauflächen ist für alle Generationen von großer Wichtigkeit. 
 
Anmerkung der Verwaltung: 
 
Auf den Versand aller Anlagen in Papierform wird aus Umweltschutzgründen verzichtet. Die rele-
vanten Unterlagen (Pläne, Berichte, Gutachten u.ä.) wurden der Vorlage im Internet beigefügt und 
stehen in der Sitzung zur Einsichtnahme zur Verfügung. 
 
 
Im Auftrage: 
 
 
 
Korten 
 
 


